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V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 25. März 2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. EG.        Matthias Kreuzer 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. EG.        Jakob Moser 
10. EG.        Peter Reiter  
11. GR.        Franz Bauer 
12. GR.        Manuela Brunbauer  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  EG.         Roswitha Mohr  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Ulrike Berger  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Günther Böss  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Dorfer Christa 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. EG.        Claudia Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden 

Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 17.3.2010 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.2.2010 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler  
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobungen von EG. Claudia Buschberger und Matthias Kreuzer. 
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T a g e s o r d n u n g 

 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a)  Information gem. Grundverkehrsgesetz-Novelle 2006: Vom Bürgermeister wurde zu folgendem 

Grundverkehrsbehördlichen Verfahren eine positive Stellungnahme abgeben: 
Schenkungsvertrag von KR Erwin Hawle an Daniela Hawle betr. Grundstücke 123, 150/4 und 
153/2 KG Litzlberg (Gesamtausmaß 10.354 m2).  

 
b)  Aufgrund eines Vorschlags des Amtes beschloss die Gemeindewahlbehörde die Einführung 

eines 6. Wahlsprengels. Das Wahllokal für den neuen Wahlsprengel 6 wird im Evangelischen 
Pfarrgemeindesaal eingerichtet. Die neue Sprengeleinteilung gilt bereits bei der 
Bundespräsidentenwahl am 25. April. 

 
c)  Landesrat Haimbuchner teilt mit, dass aus seinem Ressort (Wohnbau) eine  Förderung für 

Spielplatz Kemating mit € 5.276,-- und für den Skaterplatz in Höhe von € 6.700,-- gewährt wird, 
der Auszahlungszeitpunkt aber noch offen bleibt. 

 
d)  Landesrätin Hummer teilt mit, dass aus ihrem Ressort ein Zuschuss in Höhe von € 200.- für die 

im Herbst 2009 durchgeführte Erstwähler-Info-Party gewährt wird.  
 
e)  Für den geplanten Fahrbahnteiler mit Gehsteigverlängerung im Bereich Neißingerstraße 

(Ortseinfahrt Seewalchen-Königswiese) wurde von der Straßenmeisterei Seewalchen ein 
Baubeginn nach Ostern avisiert. Bei einem Baubeginn am 6.4. wäre mit einer Fertigstellung 
Ende Juni zur rechnen. 

 
f)  Bei den Marktschimeisterschaften am 7. März holten sich die Vorjahressieger Manuel Moravec 

aus Buchberg und Anna Schneeweiß aus Litzlberg auch heuer wieder die Titel. 
 
g)  Die Marktmusikkapelle Seewalchen erreichte bei der Konzertwertung einen ausgezeichneten 

Erfolg in der Stufe C und erhielt am 19.  März die mittlerweile 7. Landesauszeichnung für ihre 
erfolgreichen Teilnahmen an Konzert- und Marschwertungen. 

 
h)  Die Seewalchner U 19 Volleyballmannschaft erreichte beim Final 4 Turnier am 14. März in 

Seewalchen den 2. Platz und holte sich damit den Vizelandesmeistertitel. 
 
i)  Kindergartenerweiterung Rosenau: Die für das Projekt fachlich zuständige Direktion Bildung und 

Gesellschaft im Amt der O.Ö. Landesregierung hat den Bedarf für die Erweiterung um 2 KG-
Gruppen und um 1 KrSt-Gruppe anerkannt und dass als nächster Schritt ein Planentwurf und 
eine Kostenschätzung vorzulegen sind. Die damit beauftragte GSG arbeitet bereits daran. Vom 
Büro LR Stockinger wurde mitgeteilt, dass hinsichtlich Finanzierung von einer Drittelteilung 
ausgegangen werden kann (LZ, BZ, Gde).  

 
j)  Schulzentrum: Geometer Ahrer hat die Vermessung für die Teilung der Liegenschaft in HS und 

VS durchgeführt. Arch. Deinhammer arbeitet an der Erstellung des dafür notwendigen 
Bebauungsplanes. Die GSG wird Mitte April einen ersten Entwurf mit Kostenschätzung für den 
VS Neubau vorlegen, der in der für 15. April geplanten Bildungsausschusssitzung präsentiert und 
diskutiert werden soll. 

 
 
Fragestunde 
 
4 Zuhörer 
 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 25.03.2010                                                                                  Seite 4 von 14 
 
1.  Rechnungsabschluss  

für das Finanzjahr 2009 
 
Bgm. Reiter: 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses samt der Vermögens- und Schuldenrechnung für das 
Finanzjahr 2009 ist zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt Seewalchen 
aufgelegen. Gegen diesen Entwurf wurden keine Erinnerungen eingebracht.  
 
Über Ersuchen des Bürgermeisters liest der Prüf.A.-Obmann Vogel W. den Prüfbericht vor: 
 
Der Prüfungsausschuss hat den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2009 an Hand der 
vorgelegten und erläuterten Prüfungsunterlagen eingehend geprüft und dabei folgende Fest-
stellungen getroffen: 
 
KASSEN – IST – BESTAND  per  31.12.2009:   € 426.444,43 
 
ORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€     8,131.068,18  Einnahmen 
€     7,952.895,51   Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€       178.172,67     Sollüberschuss 
 
AUSSERORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€      729.001,85    Einnahmen 
€      648.477,85     Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€        80.524,--         Sollüberschuss 
 
VERMÖGENS- U. SCHULDENRECHNUNG: 
Vermögenstand per 31.12.2009     €  26,138.467,06 
Schuldenstand per   31.12.2009     €    4,556.389,30 
Rücklagenstand per 31.12.2009     €    1,359.743,66 
Pro-Kopfverschuldung per 31.12.2009  €               870,-- 
 
 
Prüf.A.-Obmann Vogel W. stellt den Antrag,  

den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2009 mit den genannten Summen zur Kenntnis 
zu nehmen. 

 
Der Bürgermeister dankt den Prüfungsausschussobmann für die Prüfung des Rechnungs-
abschlusses, den Bericht und den Antrag. Aus seiner Sicht gäbe es noch ein paar Bemerkungen zum 
Rechnungsabschluss bzw. zum Finanzjahr 2009.  
2009 war gekennzeichnet durch die ersten massiven Auswirkungen der allgemeinen und globalen 
Wirtschaftskrise. In den ersten 3 Monaten des vergangen Jahres durfte noch mit leichten 
Steigerungen der Einnahmen bei den Bundesertragsanteilen gerechnet werden, welche auch 
eingetreten sind. Ab dem zweiten Quartal sind die Einnahmen aus dem Steuersäckel des Bundes 
doch ziemlich stark zurückgegangen.  
Der Bürgermeister betont, glücklich darüber sein zu müssen, trotz zusätzlicher außernatürlicher und 
auch außerbudgetär angefallener Vorhaben, wie z.B. der Spielplatzoffensive und dergleichen, den 
Haushalt aufgrund der Hintergründe für diesen Sollüberschuss mit „plus minus Null“ abschließen zu 
können. Die deshalb, weil der ausgewiesene Sollüberschuss rein rechnerisch eigentlich nur dadurch 
entstanden ist, dass der für den geplanten Beginn der Schulsanierung vorgesehenen 
Eigenmittelanteil nicht verbraucht werden musste.  
Zusätzlich habe geholfen, dass im Jahr 2009 für das Finanzjahr 2008 doch ein ganz beachtlicher 
Sollüberschuss ausgewiesen wurde, der gut zur Hälfte nicht gleich wieder für neue Projekte 
aufgebraucht worden sei, sondern dann auch für den ordentlichen Haushalt und die Bedeckungen, 
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die im Laufe des Jahres notwendig wurden, weil die Ertragsanteile eben nicht wie veranschlagt 
eingegangen sind, verwendet werden konnte.  
Außerdem konnte vom Land Oberösterreich erstmals eine Strukturhilfe in Höhe von rund € 130.000 
eingenommen werden, sodass dieses Ergebnis zustande gekommen ist. Er freue sich, angesichts der 
österreichweit schwierigen Rahmenbedingungen bezüglich des Rechnungsabschlusses mit einem 
glücklichen blauen Auge davongekommen zu sein. Man kann über diesen Sollüberschuss, der sich, 
wie gesagt, rein rechnerisch ergibt, recht froh sein. Wie damit umgegangen wird, hat Herr Manfred 
Binder in der Finanzabteilung für den nächsten Arbeitskreis Gemeindefinanzen bereits auf der 
Tagesordnung.  
 
GR. Kaniak betont, dass der Bürgermeister als Hauptverantwortlicher für dieses Budget einen sehr 
positiven Ausblick gegeben habe, aber er als Außenstehender natürlich nicht so konfrontiert sei mit 
diesem internen Zahlenspiel. Wenn man sich das anschaue, habe das Amt einen wunderschönen 
Abschluss in Zahlen und Diagrammen vorgelegt. Das erste Diagramm zeige die Entwicklung der 
ordentlichen Einnahmen und Ausgaben. Wenn man sich dieses Diagramm anschaue, würde er als 
Börsianer auf jeden Fall auf diese Kurse setzen, da die Einnahmen immer höher seien als die 
Ausgaben. Man sei also hier auf einem sehr guten Weg.  Als Außenstehender würde er sagen, dass 
dies wunderbar passe und er auf die Gemeinde Seewalchen setzen würde. Das wäre der erste 
Eindruck als Außenstehender.  
Weiters weist GR. Kaniak auf die zweite Seite „die Entwicklung der frei verfügbaren Finanzmasse“ 
hin, wo ersichtlich sei, dass diese stagniere und plötzlich in den Keller falle. Er stelle die Frage in den 
Raum, was die frei verfügbare Finanzmasse eigentlich sei. Die frei verfügbare Masse habe nach 
diesem Diagramm eine sehr stark aufwärts strebende Tendenz, das heiße die Finanzkraft steige 
kontinuierlich, aber interessanterweise gehe die verfügbare Finanzmasse in den Keller.  
Er frage sich, wo die Differenz zwischen diesen beiden Sachen hingekommen sei. Er könne sich dies 
so vorstellen, wie in einer Familie – die Einnahmen steigen, der Vater verdient immer mehr, die 
Mutter arbeitet dazu und die Kinder und die zwischendurch unvorhersehbaren Dinge bewirken, dass 
plötzlich keine frei verfügbaren Gelder mehr vorhanden seien, sondern man wundere sich, dass 
immer weniger vorhanden sei, obwohl man mehr verdiene. Dieser Zwickel sei hoch interessant, 
erklärungsbedürftig.  
Das dritte Diagramm zeige die kontinuierlich steigenden Bundesanteile. Diese kontinuierliche 
Steigerung sei doch frappant und man könne sich doch dazu gratulieren. Da gehe es der Gemeinde 
ja überhaupt nicht schlecht. Was ihn sehr störe und was die Gemeinde immer ziemlich hineinreiße, 
sei nicht die Entwicklung,  nicht  der Grundsteuer, die sich ganz normal entwickle, da gäbe es keine 
großen Ausreißer, keine rückgleiche Tendenz. Aber da gebe es eine Entwicklung der Landesumlage 
der Sozialversicherungsverbände und der Krankenanstaltsbeiträge. Wenn man sich dieses ansehe, 
sei hier eine steile Kurve hinauf  zu sehen, welche in den letzten Jahren um 177 % an Leistungen auf 
dem Sektor Krankenanstaltsbeitrag gestiegen sei. Der Sozialhilfeverband sei etwas darunter, aber 
auch ca. 5-7 % pro Jahr.  
GR. Kaniak teilt weiters mit, dass allen Anwesenden klar sein müsse, dass auch Vertreter von 
Seewalchen in diesen Verbänden seien. Da seien  ca. 53 Gemeinden im Bezirk  – da werde ein 
Budget vorgelegt, da werde darüber gesprochen und zum Schluss murren zwar vielleicht ein paar. 
Ihm sei es ein absolutes Rätsel, warum nicht dagegen gestimmt werde. Wenn das so weiter gehe, 
dann werde diese Kurve mal hinausragen und da unten werde gar nichts sein.  
GR. Kaniak betont, dass er den Begriff Krankenhaus geschädigt habe, da es in Österreich egal sei, 
was etwas koste, wie etwas verwendet werde, oder in welchem Umfang hier Investitionen stattfinden, 
denn in Vöcklabruck werde gebaut wie wild. Die Zielsetzung wisse man nicht genau, es wisse keiner 
von den Gemeinden genau warum. Die Ausnützung sei sehr mangelhaft, alleine bei den OP’s 30% 
Auslastung, eine Katastrophe auf Deutsch gesagt. Diese Entwicklung störe ihn doch sehr und da 
erhebe sich die Frage ob sich die Gemeinde im Konzert mit der Politik auf der Landesebene, auf der 
Bundesebene doch einmal Gedanken machen müsse. Denn es werde nach unten abgeschoben, 
keiner sei verantwortlich, zum Schluss müsse es die Gemeinde ausbaden und dann wundere man 
sich, wenn man in die Roten Zahlen gerate. Gerade bei diesen Summen, man reden ja hier beim 
Krankenanstaltenbeitrag von schon bald über € 1,1 Millionen, sei dies eine Größenordnung, die für 
die Gemeinde untragbar sei. Dies seien nur ein paar Gedanken zum Budget, von einer unabhängigen 
Warte betrachtet, gewesen. 
 
Der Bürgermeister betont, dass GR. Kaniak zwar gemeint habe, es sei erklärungsbedürftig, aber am 
Ende der Wortmeldung habe er es doch selber erklärt. Es sei ganz klar,  warum  die frei verfügbare 
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Finanzmasse diese Schere aufmache und nach unten gehe, während die Fixkosten nach oben 
gehen. Es seien einfach die laufenden Ausgaben, die fix zu budgetieren und zu bedecken seien in 
einer Dynamiksteigung von jährlich 5 -7 sogar 10 % während die Einnahmen mit dem nicht Schritt 
halten – im Gegenteil seien im vergangen Jahr während es Jahres und eben im heurigen Jahr, weil 
man es auch heuer noch spüre, die Einnahmen zurückgegangen.  Damit sei klar, dass der Spielraum 
immer enger werde und insofern sei es logisch, dass das, was für außerordentliche Projekte 
übrigbleibe, immer weniger werde. Weiters fügt der Bürgermeister hinzu, dass GR. Kaniak kein 
Außenstehender sei. 
 
GR. Kaniak meint, es sei gottgegeben. Diese Dynamik führe ja notgedrungener maßen, ob das der 
Staat, das Land, der Bund oder die Gemeinden seien, automatisch in eine Ebene hinein, die sich die 
Gemeinde vom Gesetzgeber selbst auferlegt habe und dadurch stehenden Fußes mit dieser 
Gesetzeslage einfach hinunterfahren müsse. Es ginge gar nicht anders. 
 
Zur Aussage von GR. Kaniak, das die Bürgermeister  in den Verbänden zu wenig sagen würden 
erklärt der Bürgermeister folgendes.  Es habe ein Jahr gegeben, wo es in der Vollversammlung des 
Sozialhilfeverbandes - wo im Wesentlichen erstens alle Bürgermeister, so wie in den größeren 
Gemeinden weitere Vertreter drinnen seien – eine Art Verweigerung gegeben habe. Man habe dem 
Budget  nicht zugestimmt. Die Konsequenz sei gewesen, dass man  die  eigenen Leute getroffen 
habe, denn man versorge ja mit den SHV-Umlagegeldern eigentlich die, die in unserem Bezirk durch 
Sozialhilfemaßnahmen versorgt werden, das seien die, die  in den Altenheimen sitzen und die, die 
mobile Hilfe in Anspruch nehmen, das sei die Jugendwohlfahrt usw.  
Das Land habe natürlich sofort, wenn die Gemeinde die Eigenmittel nicht einbringen könne, und  das 
sei  aufgrund eines fehlenden Budgetbeschlusses dann nicht möglich, dann werden sie auch ihre 
Mittel nicht dementsprechend zuführen, weil irgendwer es zahlen müsse. Das heiße, es drehe sich 
alles im Kreis bzw. die Katze beiße sich in ihren eigenen Schwanz. Der einzige Effekt sei gewesen, 
dass das Budgetprovisorium einige Monate fortgesetzt worden sei, dass zwischenzeitlich wieder 
Kassenkredite aufgenommen werden mussten und Finanzierungskosten dazugekommen seien, weil 
ja die Kosten weiterlaufen.  
Man könne ja nicht sagen, nur weil jetzt kein Budget beschlossen worden sei, dass im Altenheim 
nicht mehr gearbeitet werde und die Pflege liege brach, das gehe nicht.  Man könne diese Kosten 
auch nicht irgendwie abwälzen, es gehe nur, wenn man den Gemeinden helfen will, das gewisse 
Kosten von der unteren Ebene wegkommen. Dann habe man zumindest mehrere Jahre oder 
vielleicht sogar ein Jahrzehnt wieder Luft zum Atmen.  
Ein guter Ansatz wäre der Krankenanstaltenbeitrag, denn das sei ein Bereich bei dem man nicht 
einmal irgendwo mitreden könne. Da fallen die Entscheidungen auf ganz anderer Ebene und der 
Bund habe es sich relativ günstig ausgesucht beim letzten Finanzausgleich und habe seine Mittel 
gedeckelt.  Das heiße, wenn die Kosten steigen, dann steigen die Krankenanstaltsbeitragkosten 
laufend jährlich für 5-8 %. Man habe kein Mittel mitzureden. Im Sozialhilfeverband sitze man selber 
drinnen, da könne man zumindest über die Heimgebühren und über die Anstellung des Personals 
mitreden und auch mitentscheiden. Beim Krankenanstaltenbeitrag könne man gar nichts, nur zahlen. 
Und das wäre für die Gemeinde Seewalchen € 880.000 jährlich, wenn das der Bund und die 
Sozialversicherungsträger und die Länder, die auch die Krankenhäuser betreiben, übernehmen 
würden, hätten wir schon wieder 10 % unseres Jahresbudgets frei zur Verfügung. Das müsse man 
nach oben transportieren. 
 
GV. Berger hält die bisherigen Aussagen von GR. Kaniak und die Antworten des Bürgermeisters für 
richtig. Ein Umdenken beim Bundesfinanzausgleich sei notwendig und zwar dahingehend, dass der 
Bund und die Länder endlich einmal dazu stehen müssen, sollte es in Zukunft eine 
Gemeindeautonomie geben oder nicht. Der Weg, der hier gegangen werde, sei eindeutig. Man 
untergrabe die finanzielle Situation der Gemeinden so weit, dass die Autonomie tot sei, weil man sich 
in den Entscheidungen nicht mehr frei bewegen könne und damit sei man auf dem Weg zum 
Zentralismus, wo man sich überlegen müsse, ob es wirklich vernünftig und angebracht sei, für das 
System, dass wir in der Demokratie haben.  
GV. Berger glaubt, dass dies eine Basis sei, die von ganz oben überdacht werden solle und hier alle 
bei den eigenen Fraktionen Meinung machen sollen. Damit man hier wirklich anders denke und den 
Gemeinden hier wieder mehr Möglichkeiten gebe. 
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GV. Berger betont, man solle nicht vom Überschuss bei diesem Budget sprechen, da die hier 
ausgewiesenen Überschüsse zwar rein rechnerisch stimmen, doch keine Überschüsse seien. Wenn 
man sich das ehrlich anschaue, wisse man genau, dass, wenn man die Strukturbeihilfe des Landes in 
Höhe von € 130.000,-- nicht bekommen hätte und wenn man die Dinge so gemacht hätte, wie sie 
geplant gewesen wären, dann wäre man bereits in diesem Jahr Abgangsgemeinde.  
Im außerordentlichen Haushalt seien die ausgewiesenen Überschüsse nur deswegen zustande 
gekommen, weil im Dezember noch Gelder zur Verfügung gestellt worden seien, die natürlich im 
Rechnungsabschluss positiv dargestellt werden mussten, aber im Jänner zur Bezahlung notwendig 
gewesen seien.  
GV. Berger hofft, nicht Recht zu haben, aber er fürchte, es sei eines der letzten Budgets gewesen, 
dass positiv abgeschlossen werden konnte und es sei notwendig, einen entsprechenden 
Schulterschluss über die Parteigrenzen hinweg zu machen. Hierfür sei es auch notwendig, dass alle 
Anwesenden sich dazu bekennen würden, innerhalb dieses Kreises zu stehen und sich nicht so, wie 
GR. Kaniak vorher betont, als Außenstehender und mehr Unbedarfter zu sehen, auch GR. Kaniak 
gehöre hier dazu. Er hoffe, von GR. Kaniak genau so die Unterstützung zu haben, wie alle 
miteinander hoffen sollten, dass hier halbwegs in den Griff zu bekommen. Nur eines muss klar sein, 
wenn es nicht vom Bund und vom Land her ein Umdenken gebe, dann werde man dort enden, wo er 
sich nicht mehr sicher sei, ob es nicht von einigen gewollt sei. 
 
GR. Oskar fragt sich, was er sagen soll ?.  Er sei nun schon einige Zeit im Gemeinderat und kann 
sich an keinen Rechnungsabschluss und an keine Rechnungsneuerstellung erinnern, in der nicht 
genau die gleichen Worte gefallen wären. Er findet es unheimlich traurig, dass in den letzten 20 
Jahren von den Herren bzw. Parteien, die dies dermaßen anprangern, eigentlich keine wesentliche 
Möglichkeit gesehen werde, diese Sache zu ändern.  
Er meine, dass man sich diese Diskussion eigentlich ersparen und abstimmen könne , weil bisher 
nichts passiert sei, was in eine Richtung ginge, womit die Gemeindeautonomie erhalten bliebe oder 
diese Kosten anders aufgeteilt werden würden. Er wäre dafür, heute zu sagen, das und das 
anzuprangern, und gleichzeitig Lösungsvorschläge zu finden. Hier zu sitzen und zu sagen, man sei 
so arm, denn man werde in nächster Zeit das Budget nicht ausgleichen können, findet er einfach nett 
und besorgniserregend, sonst ändere das aber eigentlich gar nichts. Er bittet um Vorschläge. 
 
GR. Wolfgang Vogel möchte dazu anmerken, dass es ein Konnexitätsprinzip geben müsse. Also wer 
etwas anschaffe, müsse schon auch mehr finanziellen Beitrag dazu leisten. Das seien im Moment 
schon vom Bund und vom Land vorgegebene Richtlinien, die zwar in sich sehr gut sein mögen, aber 
die zu einer Preissteigerung führen würden, die auch von den Gebietskörperschaften mehr 
abgefangen werden müsse.  
Im Rechnungsabschluss finde sich viel, aber keine Blutspuren von Cross-Border-Leasings oder Fond- 
Veranlagungen. Vor wenigen Jahren sei man noch belächelt worden, wenn man diese 
Finanzierungsinstrumente nicht ausgenützt habe, aber jetzt merke man, dass dies sehr günstig 
gewesen sei. Anschließend verweise er auf eine Lektüre von Kurt Palm „Bad Fucking“, in dem der 
Bürgermeister mit nicht nur leeren Kassen, sondern auch leeren Fonds und Rückforderungen aus 
einem Cross-Border-Leasing konfrontiert sei. 
 
GV. Berger möchte noch kurz auf das Statement von GR. Oskar Vogel antworten. Wenn man eine 
Wortmeldung mit „Was soll ich sagen“ beginne, dann könne man sich überlegen, dies nicht zu 
machen, aber er könne sich durchaus vorstellen, dass diese Anregungen, die immer wieder kommen, 
dahingehend Gehör finden, dass die größte Fraktion mit ihnen gemeinsam überlege, was getan 
werden könne, damit die Richtung geändert werden würde. Hier sei auch die Fraktion der ÖVP dazu 
berufen, um nicht nur zu sagen „Ich höre was kommt“, sondern vielleicht könne man gemeinsam eine 
Lösung finden. 
 
GR. Kritzinger stellt fest, dass über die wesentliche Dinge, die leider von den Parteien oder der 
Gemeinde nicht beeinflussbar seien, schon gesprochen worden sei, also bleibt ihm nur, auf einen 
eher kleineren oder unwichtigeren Teil hinzuweisen. Es sei sehr schön, Rücklagen in einer 
ordentlichen Größe von ca. € 1.359.000,-- und noch etlichem zu haben. Was ihn nur persönlich störe, 
sei, dass die gesamten Rücklagen auf einem einzigen Institut geparkt seien. Er möchte zwar nicht 
den schwarzen Peter hin malen, aber er persönlich würde sich nicht wohl fühlen damit, dass man die 
ganze Größenordnung ausschließlich auf einer Bank geparkt habe. Er möchte damit keinen Antrag 
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stellen, sondern Finanzreferent Binder darum bitten, einmal darüber nachzudenken, oder man 
bespreche dies auf der nächsten Finanzausschusssitzung. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer habe vorher von den Kollegen gehört, dass dies schon seit 20 Jahren so 
ginge und es gottgegeben sei. Er fragt sich nun, wo wirklich der Hintergrund dafür sei, dass die 
Gemeinden kein Geld mehr haben. Wo es wirklich herkomme, denn er denke nicht, dass dies zufällig 
passiere oder das Land bzw. Bund nicht wissen was sie tun, sondern es müsse ja einen politischen 
Willen geben, dass genau diese Entwicklungen statt finde.  
Ihn würde es interessieren, wer dafür verantwortlich sei bzw. er möchte sogar harmlos fragen, was 
damit erreicht werden solle. Er frage sich, was der Sinn und Zweck davon sei, dass man den 
Gemeinden das Geld wegnimmt, damit Gemeinden absichtlich zu Abgangsgemeinden gemacht 
werden, dass von 52 Gemeinden im Bezirk 30 Abgangsgemeinden seien. „Wer hat hier wirklich 
Interesse daran?“  
Wenn es dieses Phänomen wirklich schon so lange gebe, werde es doch möglich sein zu ergründen, 
wer hierfür zuständig sei. Das würde ihn interessieren. Es sei nicht böse gemeint, aber er frage sich 
wirklich wo das herkomme und warum das nicht nachgefragt werde.  
 
GR. Kaniak meint, dass wir am Nordende des Attersees nicht fähig seien Arbeitsplätze, 
Gewerbebetriebe bzw. Wertschöpfung in der eigenen Gemeinde zustande zu bringen. Im Gegenteil,  
man denke nur an die Varena, was dieses Einkaufszentrum für das Geschäftsumfeld bedeute. Das 
Einkaufszentrum rechne schon mit jedem Groschen, den man in der Brieftasche habe. Es wisse 
genau das Einzugsgebiet zu haben, weil kein Gegenpol da sei. Also die Gemeinden hier drinnen 
haben eine negative Spirale nach unten in ihrer Finanzkraft und auch in ihrer Infrastruktur, das 
beginne schon bei den Schulen. Zum Beispiel habe man kein neues Gymnasium. Das heiße, man sei 
selber so schwach und habe keine Verbündeten, die zusammen ein Potenzial hineinwerfen würden, 
das explodieren würde - man implodiere.  
Alle Versuche um etwas hinaus zubekommen, sei es die Autobahn oder die Ansiedlung von 
Industriegebieten, all das sei im Endeffekt nicht weitergekommen und damit seien wir praktisch 
Anhängsel vom Zentralraum geworden, die also mit dem Geld der Gemeinden schon ganz genau 
rechnen bzw. spekulieren. Der Zentralraum wisse genau wie viel Geld nächstes Jahr runter getragen 
werde; Mit Freude, da die Leute hier keine Möglichkeiten haben etwas zu tun. Das sei das Problem, 
dass man habe und sonst gar nichts. 
 
Der Bürgermeister sehe dies nicht so. Er sei gespannt, ob mit den angekündigten plus 800 
Arbeitsplätze, die in der Varena entstehen sollen, die Stadt Vöcklabruck ihr Budget ausgleichen 
könne. Wenn das der Fall sei, dann hätten sie es geschafft. Er bezweifle es. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Strandbad 

Neuvermietung des Strandbadbuffets 
 
Bgm. Reiter: 
Der Arbeitskreis Wirtschaft hat in seiner Sitzung am 18.11.2009 die Neuausschreibung des 
Strandbades beschlossen. Diese ist Anfang Jänner 2010 erfolgt. Ausgeschrieben wurde das 
Strandbadbuffet in den Kammernachrichten, den Vöcklabrucker Tips sowie an der Amtstafel der 
Gemeinde (die Eckdaten sind dem im Akt befindlichen Hearing-Protokoll zu entnehmen). Es haben 
sich insgesamt 10 Interessenten/innen beworben, wovon sechs BewerberInnen zu einem Hearing im 
AK – Wirtschaft eingeladen wurden.  
 
Nachdem sich die BewerberInnen bei den anwesenden Arbeitskreismitgliedern mit ihrem Konzept 
vorgestellt haben, hat sich der Wirtschaftsarbeitskreis einstimmig darauf geeinigt, die Bewerber 
Petrovic / Hitzenberger an die erste Stelle zu reihen und Vertragsverhandlungen aufzunehmen.  
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Am 18.3.2010 hat mit den Mitgliedern des  AK - Wirtschaft und den  Bewerbern Petrovic / 
Hitzenberger im Strandbad an Ort und Stelle eine gemeinsame Besichtigung des Pachtobjektes 
stattgefunden. Im Anschluss daran wurden die Vertragsgespräche im Rathaus weitergeführt. Das 
Ergebnis dieser Gespräche zwischen den neuen Pächtern und den politischen Vertretern wurde in 
den Pachtvertragsentwurf bzw. Nebenvereinbarung eingearbeitet und liegt nun zur Beschlussfassung 
vor. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Pachtvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee und 
der Hitzenberger & Petrovic OG sowie die vorliegende Nebenvereinbarung zu beschließen. 

 
GV. Hemetsberger ist aufgefallen, dass die Zahlungen während der Hauptsaison schwächer seien, 
als in den Monaten September und Oktober. Er möchte gerne wissen, ob es eine Begründung dafür 
gebe, dass, wenn die Saison am 15. August vorbei sei, im Oktober mehr zu zahlen sei an Pacht, als 
am Beginn, wo die Saison anlaufe. Er möchte gerne wissen, ob dies jemandem aufgefallen sei. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass dies so besprochen worden sei. Es sei bei den vorherigen Pächtern 
auch schon immer so gewesen. Im Pachtvertrag sei festgehalten, dass die Pachtsumme in vier oder 
fünf gleichen Raten zu zahlen sei. Laut Pächtern ist die Umsatztätigkeit in der Vorsaison relativ 
bescheiden, in der Hauptsaison hingegen gut. Daher hätten die Pächter um eine Verschiebung 
gebeten. Dies sei nun auch geschehen. In der Vorsaison seien die Raten nun etwas niedriger und die 
letzten zwei Raten seien dann dementsprechend zu bezahlen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche  (Stimmenthaltung: Hoyer) Annahme fest. 
 
 
 
 
 
3.  Strandbadgebühren 

Anpassung der Strandbadgebühren 
 
Bgm. Reiter: 
Der Arbeitskreis Wirtschaft hat sich in seiner Sitzung am 18.11.2009 für eine moderate 
Gebührenanpassung (Indizierung) ausgesprochen. Die letze Gebührenanpassung erfolgte im Jahr 
2004. Zu diesem Zweck wurden von der Finanzabteilung die derzeit aktuellen Eintrittsgebühren an 
Hand des VPI 2000 indiziert und neu berechnet (siehe im Akt befindlichen Gebührenvorschlag). Der 
Gemeindevorstand hat sich mit dem Thema Gebührenanpassung im Strandbad Seewalchen in seiner 
Sitzung am 4. März 2010 ebenfalls befasst und die von der FA vorgeschlagene Erhöhung einstimmig 
vorgeschlagen. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Gebührenordnung zu beschließen. 

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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4.  Sommerhort 

Durchführung eines Sommerhortes im August 2010 
 
Bgm. Reiter: 
Der Sommerhort in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Aufgrund des Angebotes der 
Familienzentren der OÖ Kinderfreunde ergibt sich ein Subventionsbedarf in Höhe von € 2.215,-- bei 
einer maximalen Belegung mit 18 Kindern.  
Nach Beschlussfassung wird mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung in den Medien 
begonnen. Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag 
von € 90,-- und ein Essensbeitrag von € 2,70 (lt. Anbot von Kochwerkstatt) eingehoben werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit von 9.8. bis 3.9.2010 einen Sommerhort anzubieten und die Familienzentren der 
OÖ Kinderfreunde damit zu beauftragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  ABA Seewalchen, BA 10 – Haining 

Zuschlagsentscheidung betreffend Bauarbeiten 
 
Bgm. Reiter: 
Die Kanalbauarbeiten (Erd- und Baumeisterarbeiten) wurden im Rahmen eines offenen Verfahrens im 
Unterschwellenbereich ausgeschrieben. 
Die Angebotsöffnung erfolgte am 22.3.2010, nachdem die Frist zur Abgabe der Angebote um eine  
Woche, vom 15.3. auf den 22.3. verschoben wurde. Anlass für die Verschiebung war ein Einwand der 
Firma Lahnerbau, gegen die Ausschreibungsmodalitäten. Eine Anfrage an das Amt der Oö. 
Landesregierung ergab keine Klärung dieser Frage. Das Land OÖ teilte jedoch mit, dass sie eine 
diesbezügliche Anfrage an die Bundesförderstelle machen werde.  Bis zur Auskunft solle die 
Ausschreibung weiter laufen. Am 10.3.2010 teilte das Land OÖ mit, dass laut Bundesförderstelle 
Abänderungen zu der ÖNORM B 2110 nicht zulässig sind. Das Anbotschreiben wurde demzufolge 
entsprechend berichtigt, und zwar wurden die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Marktgemeinde Seewalchen als nicht anwendbar erklärt. Die Frist zur Abgabe der Angebote wurde 
entsprechend verlängert. 
14 Firmen haben angeboten. Die Firma Felbermayr, Wels, mit einer Angebotssumme von                   
€ 1,249.999,99 (excl. MWSt) wurde als Billigstbieterin ermittelt. Die Angebote werden derzeit vom 
Büro Hitzfelder Pillichshammer überprüft. Sollten keine Fehler oder Ungereimtheiten im Angebot  der 
Firma Felbermayr aufgezeigt werden, soll diese Firma den  Zuschlag erhalten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

vorbehaltlich der Zustimmung der Aufsichtsbehörde die Zuschlagsentscheidung für die Erd- 
und Baumeisterarbeiten der Ortskanalisation Seewalchen, BA 10 – Haining, an die Firma 
Felbermayr, Wels, mit einer Angebotssumme von € 1,249.999,99 (excl. MWSt) als 
Billigstbieterin zu erteilen.   

 
EG.Hoyer geht davon aus, dass das Büro Hitzfelder-Pillichshammer als sehr erfahrenes Büro sicher 
in Kenntnis sei, ob zusätzliche allgemeine Geschäftsbedingungen, die also von der Gemeinde hier 
heute schon angesprochen worden seien, dass dies nicht zulässig sei, weil dies ja wesentliche 
Auswirkungen auf die Förderung habe. Dies könne so weit gehen, dass die Förderung verlustig 
werde. Es wäre auch sehr sinnvoll gewesen, dass dann die Entscheidung gefallen sei, dass die 
Angebotsfrist mit der Abänderung verlängert wurde. Nur wenn es so sei, dass das Büro Hitzfelder das 
eigentlich wisse, kann er ja annehmen, dass dies auf der Gemeinde eben – und er glaube der 
Gemeinderat hat das Recht darauf dies zu wissen – wer eigentlich angeordnet habe, dass diese 
allgemeinen Geschäftsbedigungen in diese Ausschreibungen hineingelangen oder Bestandteil 
werden, wo noch dazu in zwei vorangegangen Bauabschnitten das nicht der Fall gewesen sei. Wenn 
man sich also dann die überarbeitetenden Angebotsbestimmungen anschaue, dann stelle man also 
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schon ein bisschen fest, dass hier eine unglaubliche oberflächliche Bearbeitung erfolgt sei, weil auf 
zwei Seiten nach wie vor die allgemeinen Geschäftsbedingungen angeführt seien und wie der 
Bürgermeister nun auch schon Kund getan habe, habe das Land festgelegt, dass ÖNORM B 2110 
Gültigkeit habe und auch nicht abgeändert werden solle.  
Dessen ungeachtet seien die Zahlungsziele wieder wesentlich abgeändert zur ÖNORM, statt 30 
Tagen bei Teilrechnungen 40 Tagen, bei Schlussrechnungen statt 90 - 120 Tagen. Alle diese 
Maßnahmen schlagen sich ja in einer Kalkulation an der Firma nieder und es sei ja nicht so, dass die 
Gemeinde dadurch einen Vorteil lukriere, sondern ganz im Gegenteil, das sei beinhart kalkuliert und 
wenn dann also in den Angebotsbedingungen noch dazu drinnen stehe, es solle ein Nachlass 
verhandelt werden, da kenne dieser  keinen Kalkulanten, der nicht von Haus aus einen Nachlass hier 
hinein rechnen würde. Das heiße, offensichtlich wolle man hier nur dann einen Scheinvorteil lukrieren 
bei den weiteren Auftragsgesprächen oder Auftragsverhandlungen.  
Dann sei also noch eine Sache, die eigentlich gravierend sei. Damit eine ordentliche Kalkulation 
erfolgen könne, sei klar, dass man vorher eine Bodenuntersuchung brauche. Bei jedem Haus, das 
gebaut werde, schaue man sich den Untergrund an und müsse also feststellen, was hier für ein 
Untergrund sei, weil man ja eine entsprechende Masse in eine Anfrage hineingeben müsse, dass 
dies passe. Ganz im Gegenteil in diesem Angebotsschreiben stehe drinnen, es gebe keine 
Bodenuntersuchungen. Man müsse da wirklich sagen, die Firmen seien hier natürlich jetzt verhalten, 
ihre Spekulationen voll wirken zu lassen, weil ja zu den Massenansätzen die hier herinnen seien der 
Preis hingeschrieben werden müsse und noch dazu gelte ja jetzt noch eine EU-Vordnung, die 
zwingend vorschreibe, dass jetzt auch der Boden untersucht werden müsse. Das heiße, es wäre 
besser gewesen, man hätte schon vor der Ausschreibung diese Bodenuntersuchungen gemacht inkl. 
der Untersuchung nach Deponieverordung und dann ausgeschrieben. Dann hätte man sicher weniger 
spekulative Preise bekommen, als was man jetzt habe.  
Zum tollsten habe er gefunden, dass da plötzlich in dieser Ausschreibung eine Bauzeit von 15 
Monaten aufscheine. Er müsse schon sagen, dass habe ihn wirklich unglaublich überrascht, weil kurz 
vorher Baumanagementleistungen ausgeschrieben wurden, wo also über 3 Jahre ein zweimaliger 
Besuch pro Woche vorgeschrieben wurde und jetzt offfensichtlich das Büro Hitzfelder Pillichshammer 
mit der halben Leistung auskommt. Also der Preis, der dort abgegeben wurde, müsste man jetzt noch 
einmal um die Hälfte reduzieren fast, also das erklärt nämlich auch die Unterschiede in der 
Kalkulation der Baumanagementsachen.  
 
Der Bürgermeiser antwortet, dass es seinerseits keine definitive Anordung gegeben habe. Aber es 
gebe einen Gemeinderatsbeschluss, dass die allgemeinen Geschäftsbedingungen der Gemeinde 
Seewalchen anzuwenden seien. Wie er von EG. Hoyer auf dies aufmerksam gemacht worden sei, 
habe er es gesehen, doch er habe nicht herausfinden können, wieso man es bei den beiden letzten 
Kanalprojekten nicht gemacht habe. Grundsätzlich sei man eigentlich bei fast allen Vorhaben und 
sogar bei allen kleineren Vorhaben aufgrund des Gemeinderatsbeschluss verpflichtet, diese AGB’s 
anzuwenden.  
Die allgemeinen Geschäftsbedingungen seien ja nicht eine Erfindung der Gemeinde Seewalchen, 
sondern das sei eine Empfehlung des Gemeindebundes, die auf die Verhätlnisse der Gemeinde 
etwas adapiert worden seien, aber im Wesentlichen sei das ein empfohlenes Vertragswerk, dass sehr 
viele Gemeinden anwenden. Eine Empfehlung des Gemeindebundes, die rechtlich geprüft sei und 
auch dementsprechend haltbar sei.  
Diese Abstimmung mit der Zulässigkeit, jetzt die AGB’s vor dieser ÖNORM zu nehmen, das sei 
passiert, er glaube, wenn nicht die Firma Lahnerbau aus welchem Grund auch immer das aufgedeckt 
hätte, wäre das wahrscheinlich auch kein Problem gewesen, aber das sei seine persönlich Ansicht. 
Faktum sei, dass aufgrund der Eingabe von der Firma Lahnerbau die Förderstelle bzw. speziell die 
Bundesförderstelle daraufhingewiesen habe, dass dies nicht zulässig sei. Dann müsse man es eben 
weggeben. Man habe auch den Gemeindebund informiert, es gebe auch bereits eine schriftliche 
Antwort darauf, dass diese Änderung erst 2009 im Bundesvergabegesetz  gekommen sei, dass dies 
auch in den AGB’s, die der Gemeindebund allen Gemeinden empfehle, dementsprechend 
berücksichtigt werden müsse. 
 
EG. Hoyer betont, das es also nicht stimme, dass dies eine allgemeine Bedinung ist, die von allen 
Gemeinden angwendet wird, sondern ganz im Gegenteil die Gemeinden sind schon draufgekommen, 
dass das Bundesvergabegesetz eigentlich, dass dies das Gesetz ist, das gilt.  
Also zu behaupten, irgendeine Vertragsbedinung zu machen und die habe sei mit einem 
Gemeinderatsbeschluss gedeckt, das sei eine Vorgehensweise, die gesetzlich nicht gedeckt ist und 
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man sollte zukünftig wirklich vermeiden, in Ausschreibungsbedingungen Sachen hineinzulegen bzw. 
hineinzufordern, die einfach ein Geld kosten. Diese allgemeinen Vertragsbedingungen haben 
ungefähr einen kalkulatorischen Aufwand von zwischen 3 und 5 % Mehrkosten und das sind Fakten. 
Und daher würde er einfach wirklich meinen, dass man hier sehr vorsichtig umgehen solle und das 
zukünftig, und er finde es vollkommen richtig, dass in den zwei vorangereiten Ausschreibungen dies 
nicht drinnen war, das war einfach ein Fehler und gehört weg. Und die Bauzeit ist eine eher 
aufklärunsbedürftige Sache, wieso hier jetzt 15 Monate Bauzeit drinnen stehen und in der vorherigen 
Gemeinderatssitzung gesagt wurde 3 Jahre bauen wir und der muss zweimal pro Wochen kommen.  
 
GR. Kaniak höre als Gemeinderat, da er in keinem Ausschuss sitze, von einem anderen 
Gemeinderat, was er vorzubringen habe und halte diese natürlich für gravierende Geschichte. In 
Wirklichkeit könne er nur das Resumée ziehen, dass hier die Gemeinde gewisse Nachteile zu 
erwarten habe, besonders dann wenn die Situation eintrete, dass ohne Bodenproben einfach lustig 
darauf losgearbeitet werde. Er weiß nicht, ob man hier denke, der Boden sei in Ordnung, ob man hier 
los fahren würde und dann stellt sich plötzlich heraus, dass dies ganz und gar nicht der Fall sei und 
wesentliche Mehrkosten verursacht werden. Er baue zwar auch, aber er sei kein Kanalbauer und 
habe sich noch nicht befasst damit, aber wenn das alles zutreffen sollte, oder nicht klar wiederlegt 
werde, dann würde der Gemeinde ein Schaden drohen bzw. rechtliche Schritte der zuständigen 
Firma bzw. des Planungsbüros. Er wisse nicht, wie weit er hier richtig liege, aber vielleicht könne man 
ihn aufklären darüber. 
 
GV. Berger glaubt, man solle die Diskussion in diesem Punkt oder für diesem Kanalabschnitt nun 
endlich beenden und zwar deswegen beenden, weil man immer wieder von dem selben beginne. 
Man könne durchaus für jeden Bauabschnitt des Kanals vorher eine Bodenuntersuchung machen, die 
natürlich auch einiges kosten würde und er sei sich nicht sicher, ob GR. Kaniak bei seinem 
Bauvorhaben, was ein sehr großes Bauvorhaben sei, vorher Bodenuntersuchungen gemacht habe. 
Er nehme an, unter Umständen auch nicht, weil GR. Kaniak gesagt habe, er kenne den Boden, das 
sei für ihn in Ordnung.  
Das es jetzt aufgrund des Bundesvergabegesetzes mit den Vorbedingungen Ungereimtheiten 
gegeben habe, die man hier in der Gemeinde gemeinsam beschlossen haben, ist Fakt,  das heiße, er 
habe das in der Umweltausschusssitzung schon gesagt, das müsse man in den nächsten 
Ausschreibungen entsprechend angleichen.  
Zum Thema Preis, es sei selbstverständlich, wenn mehr Bedingungen drinnen stünden und je mehr 
Ungereimtheiten für eine Firma drinnen seien, desto höher sei das Risiko der Firma und die Firma 
versuche diese Dinge natürlich entsprechend in der Kalkulation zu bewerten. Er kenne keine Details, 
aber zu dem habe man ein Zivilingenieurbüro beauftragt, eventuelle Spekulationspontenziale, die uns 
am Kopf fallen könnten, zu prüfen. Nur wenn die Prüfung so ausgehe, dass das Risiko für uns 
minimal sei, dann solle man dieser Vergabe zustimmen. Dieser Preis sei aus seiner Sicht eine 
Okassion.  
Die Gemeinde als Unternehmen hätte keine Chance auf so eine Angebotssumme zu kommen, 
selbstverständlich sei die Gefahr der Spekulation gegeben. Er glaube, man solle hier und heute 
diesen Beschluss fassen. Man solle für zukünftige Ausschreibungen, wenn es hier Fehler auf Seiten 
der Gemeinde gegeben habe, gemeinsam versuchen, diese Fehler in Zukunft nicht mehr zu machen. 
 
GR. Kaniak finde das Angebot toll, wie GV. Berger bereits gesagt habe, mit einem vollen Risiko der 
Firma. Er frage sich, wie hoch das Risiko der Gemeinde sei, dass plötzlich Nachforderungen 
kommen, weil unvorhersehbare Dinge, die nicht von Pillichshammer ausgeschrieben oder bewertet 
worden seien, eintreten. Könn man hier garantieren, dass dies nicht passieren würde. 
 
GV. Berger antwortet, dass man natürlich nicht garantieren könne. Baugrundrisiko sei immer 
Bauherrenrisiko. Der Baugrund gehöre immer der Gemeinde und dann spreche die Jurikatur auch 
von „Sowieso Kosten“. Das heiße, wenn eventuelle Dinge im Vorfeld dargestellt worden wären, dann 
hätte man auch diese Kosten zu tragen gehabt. Jetzt gäbe es unter Umständen das Risiko, dass sei 
von EG.Hoyer natürlich richtig aufgezeigt worden, dass es  Verschiebungen geben könne, aufgrund 
der Preisgestaltung der verschiedenen Unternehmen.  
Aber zu dem werde das der Zivilingenieur prüfen und einen entsprechenden Vorschlag machen und 
man könne das gegenrechnen. Man könne diese Preise einfach mit verschiedenen Massen rechnen 
und solle es hier gravierende Verschiebungen geben, dann müssen man sich den Preisspiegel 
ansehen. Garantie könne natürlich keiner Übernehmen, dass sei leidergottes schon sehr oft passiert, 
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dass man bei Spekulationen in die falsche Richtung spekuliert habe und dann weniger erlöst habe, 
als man ursprünglich angeboten habe. Das sei das Wechselspiel der Kräfte.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Dienstpostenplan 

Änderung des Dienstpostenplanes  
 
Bgm. Reiter: 
Infolge der Neuverpachtung des Strandbades werden der Bademeister sowie die Reinigungskräfte 
wieder von der Marktgemeinde Seewalchen angestellt werden.  
Da der VB.II Erwin Pachinger überwiegend Facharbeitertätigkeiten (Betreuung aller Heizungsanlagen 
der Gemeindeobjekte, Installationen, Schweißarbeiten usw.) erledigt, wäre eine Aufwertung des 
Dienstpostens zum Facharbeiter (bisher Kraftfahrer) gerechtfertigt.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den Dienstpostenplan folgend abzuändern: 

1. Schaffung eines Dienstposten GD 21 (Bademeister) 
2. Schaffung von 2 Dienstposten GD 25 (Reinigungskräfte Strandbad) 
3. Aufwertung des Dienstpostens GD 21 von VB.II Erwin Pachinger auf GD 19    

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Allfälliges 
 
a)  Der Bürgermeister möchte die Gelegenheit nützen, um gleich selber etwas bekannt zu geben. 

Die jetzt seit ca. zwei Jahren im Sekretariat tätige Mitarbeiterin als Karenzvertretung, Alexandra 
Teufl, habe um eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses gebeten. Der Vorstand 
habe dem auch zugestimmt. Sie werde mit Ende März aus dem Gemeindedienst ausscheiden. 
Es sei bereits eine Nachfolgerin für ein halbes Jahr gefunden, Frau Carina Födinger. 

 
b)  GR. Steinwendner möchte die Versammelten im Namen des Vereins „Jugendtreff Seewalchen“ 

um etwas zu bitten. Es gibt ein Budgetproblem und eines der großen Ziele für dieses Jahr sei 
zusätzlich zum Budget € 5.000,00 für die Jugend Seewalchen aufzustellen. Es gebe nun eine 
Aktion, welche sich „€ 1,00 für die Jugend“ nenne und er würde den Gemeinderat bitten, dem 
Verein Jugendtreff beizutreten und durch € 12,00/ Jahr als stilles Mitglied zu unterstützen. Es sei 
nicht verpflichtend, aber es wäre schön hier ein deutliches Zeichen zu setzen und zu sagen der 
gesamte Gemeinderat stehe dafür. Er möchte dieses Jahr ca. 100 Leute zusammenbringen, 
denn das heiße € 1.200,00 zusätzliches Budget. Die Umbaukosten, man habe zusätzlich € 
850,00 aufgestellt, wurden noch von Herrn Bürgermeister, der Gesunden Gemeinde und einer 
Weihnachtsaktion der Naturfreunde unterstützt. Es werden nur noch € 4.150,00 benötigt und 
wenn jetzt noch 30 Gemeinderäte dazukommen würden und man schaffe 100, dann seien es 
nochmal € 1200,00 und dann brauche man nur noch € 2 950,00. Schön langsam fülle sich das 
ganze. Dazu wurden noch 5 Pakete geschnürt, mit denen man bei Firmen für Veranstaltungen 
werbe und sie zum Sponsoring animiere. Auch dieses Geld fließe in den Umbau. 

 
c)  Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte noch ein ernstes Thema, aus persönlichem 

Interesse, ansprechen. Es wurde wieder ein Kind im Kraims vor seinem Haus zusammen 
gefahren. Es wäre schon der dritte Unfall an dieser Stelle. Das Kind habe überlebt, jedoch 
schwer verletzt. Auf dieser Straße sei eine 80er Beschränkung. Da dies  die Gemeindegrenze zu 
Lenzing sei und somit etwas Übergreifendes, bitte er den Gemeinderat bzw. den Bürgermeister 
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sich etwas überlegen, was man dort machen könne. Eventuell mit der Gemeinde Lenzing 
zusammen - um diese Stelle zu entschärfen. Er bitte im persönlichen Interesse darum, aber es 
solle auch unser aller Interesse seien. 

 
d)  GR. Kaniak stellt sich die Frage ob, die in ganz Österreich propagierten Verwaltungsreformen 

bzw. Rationalisierungsmaßnahmen auch bei der Tagesordung statt finden. Er erinner sich an 
Sitzungen mit über 40 Tagesordnungspunkten, 30-35 waren Standard. Bei der heutigen 
Tagesordnung finde er nur drei gravierende Punkte, der Rest seien Lückenfüller. Herr Kaniak 
frage sich, ob dies eine Symbolik für die Aktivität in der Gemeinde sei. Er könne sich auch 
vorstellen, dass vielleicht alle anderen Punkte schon so gut geklärt seien, dass man sie gar nicht 
mehr in die Tagesordnung bringen müsse. Er zeige sich enttäuscht und betont, dass sich so 
viele Leute Zeit nehmen um wichtige Dinge zu beraten und dann seien Punkte wie 
Strandbadgebühren bzw. Dienstpostenplan auf dem Tagesprogramm. Er frage sich, wie die 
Entwicklung in Seewalchen in Zukunft seien würde, aber wenn sich die Tagesordnung auf so 
wenige Punkte reduzieren würde, kann er sich nicht vorstellen explosionsartige Tätigkeiten in 
unserem Umfeld bzw. wirtschaftlichen Raum auf die Füße bringen. 

 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 11.2.2010 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:05 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 25.3.2010 wurden keine Einwendungen erhoben und 
ist somit genehmigt.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Gaisbichler Stefan) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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